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Synoptische Darstellung zur Änderung der Satzung für die städtischen Verfügungswohnungen 

 
 

 

Bisherige Fassung 
 
 

 

Neue Fassung 
Änderungen gekennzeichnet durch Fettdruck und Streichungen 

 

§ 15 Widerruf, Verlegung 
(1) Die Stadt kann die Zuweisungsverfügung nach Anhörung der 
benutzenden Person schriftlich widerrufen, 
a) wenn sich der benutzenden Person eine den Umständen nach 
zumutbare andere Wohnmöglichkeit bietet, insbesondere, wenn sie 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse zur Beschaffung einer 
Wohnmöglichkeit auf dem freien Wohnungsmarkt in der Lage ist, 
b) wenn die benutzende Person die ihr zugewiesenen Räume länger als 
1 Monat nicht oder zu anderen als Wohnungszwecken benutzt, 
c) wenn sie, insbesondere wegen Auszugs von Familienangehörigen, 
des gesamten zugewiesenen Wohnraums nicht mehr bedarf, 
d) wenn besonders schwerwiegende Verstöße gegen diese Satzung 
und die Hausordnung festgestellt werden, 
e) wenn die in der Gebührensatzung zur Satzung für die Städt. 
Verfügungswohnungen bestimmten Gebühren nach Mahnung nicht 
bezahlt werden. 
 
 
 
 
 
 
f) wenn die benutzende Person ihrer Selbsthilfepflicht nicht nachkommt; 
insbesondere, wenn sie sich grundlos weigert, einen Antrag auf 
öffentlich geförderte Wohnung bei der städtischen 
Wohnungsvermittlung (Sozialwohnungsantrag) zu stellen, eine andere 
nachgewiesene Wohnung zu zumutbaren Bedingungen selbst 
anzumieten oder wenn sie eine vorgeschlagene Sozialwohnung 
unberechtigt ablehnt bzw. sich zu den Auswahlvorschlägen für 
Sozialwohnungen nicht äußert. 
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(2) Anstatt eines Widerrufs kann die Verlegung in eine andere 
Verfügungswohnung, bei Familien auch ohne Zuweisung einer 
Familienunterkunft, angeordnet werden. 
(3) Gleichzeitig mit dem Widerruf bzw. der Anordnung der Verlegung ist 
der benutzenden Person eine angemessene Frist zur Räumung zu 
bestimmen. 
(4) Räumt die benutzende Person daraufhin nicht, so kann nach 
Fristablauf die Verfügungswohnung durch Beauftragte der Stadt 
geöffnet und geräumt werden. Entstehende Kosten hat die benutzende 
Person zu tragen.  
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